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Stadt Helmstedt 
Der Bürgermeister 
Finanzverwaltung 
 

28.08.2018 

 

 V142/18 

V o r l a g e 

 
 

an den Rat der Stadt Helmstedt 
über den Verwaltungsausschuss 

und den Finanzausschuss 
 

 
 

 

 

Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Sonderprüfung der Gemeinde 

Büddenstedt 
 

 
Die Fusion der Stadt Helmstedt mit der Gemeinde Büddenstedt erfolgte am 01. Juli 2017. Nach 
Übergabe und umfangreicher Durchsicht der Büddenstedter Steuerakten wurden erhebliche 
Versäumnisse bei der Erhebung der Grund- und Gewerbesteuern festgestellt. Nach intensiver 
und zeitaufwendiger Aufarbeitung der Akten durch den Fachbereich 15 wurden noch Ende 2017 
zahlreiche Nachveranlagungen im Bereich der Gewerbesteuer und Grundsteuer B 
vorgenommen, um weiteren finanziellen Schaden durch Eintritt der Verjährung auszuschließen. 
 
Die Kommunalaufsichtsbehörde des Landkreises wurde seinerzeit entsprechend über die 
Sachlage informiert. Das Rechnungsprüfungsamt erlangte Anfang 2018 im Rahmen der 
Prüfung des Jahresabschlusses 2010 der Gemeinde Büddenstedt davon Kenntnis. Zusätzlich 
wurde wegen des durch die Verjährung bereits eingetretenen Vermögensschadens 
Strafanzeige bei der Polizei gestellt.  
 
Das Angebot des Rechnungsprüfungsamtes, die Sachverhaltsaufklärung im Rahmen einer 
Sonderprüfung zu begleiten, wurde seitens der Stadt Helmstedt angenommen. Die Prüfung 
fand zunächst im Zeitraum vom 05. bis 12.03.2018 statt. Sie musste wegen einer Anfrage an 
das Finanzamt Helmstedt infolge noch fehlender Grunddaten zur Grundsteuer A unterbrochen 
werden und wurde schließlich am 18.07.2018 beendet. Der Prüfbericht datiert vom 27.07.2018. 
 
 
Zur Grundsteuer A: 

 
Die Überprüfung der Grundsteuer A - Akten auf Vollständigkeit gestaltete sich am 
schwierigsten, da anders als bei der Grundsteuer B die landwirtschaftlichen Flächen nicht 
straßenzugweise kontrolliert und „abgehakt“ werden konnten. Durch die Mithilfe des 
Finanzamtes Helmstedt, das im Juni 2018 alle gültigen Grundsteuer A - Messbescheide für das 
ehemalige Gebiet der Gemeinde Büddenstedt herausgesucht und an die Stadtverwaltung 
übersandt hat, konnten schließlich fehlende Veranlagungen ermittelt werden. In 5 Fällen 
wurden im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten Nachveranlagungen für die Jahre 2014 – 
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2018 in Höhe von insgesamt 6.073,63 EUR durchgeführt. Der durch Verjährung entstandene 
Schaden beziffert sich auf 4.630,78 EUR. Die Überprüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 
führte zu keinem anderslautenden Ergebnis.   
 
 

Zur Grundsteuer B: 

 

Durch die Möglichkeit der systematischen, straßenzugweisen Überprüfung der steuerpflichtigen 
Grundstücke konnte die Stadtverwaltung Ende 2017 fehlende Veranlagungen in 52 Fällen 
ermitteln. Nachveranlagungen für die Jahre 2013 – 2017 konnten in Höhe von 95.921,42 EUR 
durchgeführt werden. Die Steuerausfälle bei der Grundsteuer B beziffern sich auf mindestens 
38.142,04 EUR. Aufgrund der Annahme der annähernden Vollständigkeit bei den nachgeholten 
Veranlagungen durch die Stadt Helmstedt war die Grundsteuer B nicht Schwerpunkt der 
Sonderprüfung des Rechnungsprüfungsamtes. 
 
Zur Gewerbesteuer: 

 
Nach Ausschöpfen vielfältiger Möglichkeiten zur Überprüfung des Datenbestandes der 
Gewerbesteuer hat die Stadt Helmstedt Ende 2017 Nachveranlagungen in 34 Fällen und einer 
Gesamthöhe von 506.142,44 EUR vorgenommen. Durch Eintritt der gesetzlichen 
Verjährungsfrist waren in einigen Fällen keine Festsetzungen mehr möglich, so dass ein 
finanzieller Schaden in Höhe von 126.524,58 EUR entstanden ist. Das Rechnungsprüfungsamt 
kam nach Abschluss seiner Prüfung zu keinem anderen Ergebnis. 
 
 
Wegen des Anscheins von persönlicher Bevorteilung bestimmter Steuerzahler standen bei der 
Prüfungsauswahl gezielt Akten von Ratsmitgliedern (auch ehemaligen) und Mitarbeitern der 
Kernverwaltung der Gemeinde Büddenstedt im Fokus. Unregelmäßigkeiten konnten unter 
diesem Gesichtspunkt jedoch nicht durch das Rechnungsprüfungsamt festgestellt werden, so 
dass es für eine persönliche Vorteilsnahme durch unterlassene Steuerveranlagungen keine 
Anhaltspunkte gab. 
 
 
Das Rechnungsprüfungsamt kommt im Ergebnis seiner Sonderprüfung zu folgenden 

Feststellungen: 

 
• Der in Folge von Verjährung entstandene finanzielle Schaden, hervorgerufen 

durch die Nichtbearbeitung eingegangener Steuermessbescheide, wird mit 

insgesamt 169.297,40 EUR beziffert. 

 

• Nachveranlagungen wurden in einer Gesamthöhe von 608.137,49 EUR 

vorgenommen. 

 

• Indizien für persönliche Vorteilsnahme wurden nicht gefunden. 
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Das Rechnungsprüfungsamt hat je eine Ausfertigung seines Berichtes an die 
Staatsanwaltschaft und an die Kommunalaufsichtsbehörde gegeben. 
 
 
 
Um Kenntnisnahme wird gebeten. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 
Die Verwaltung wird beauftragt, weitere rechtliche Schritte zu prüfen und vorzunehmen. 

 
 

Gez. Schobert 
 
(Wittich Schobert) 
 
 
 
Anlage 
Prüfungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 




















